
 

 

 

 

Merkblatt über den Erlass und die Ermäßigung 

 von Geldbußen für Kartellbeteiligte  

- Kronzeugenprogramm - 

 

Wegen Verstößen gegen das Kartellrecht können gegen Unternehmen und Unternehmensvereinigun-

gen Geldbußen in Höhe von bis zu zehn Prozent ihres Jahresumsatzes verhängt werden. Die Geldbuße 

gegen die verantwortlichen Personen beträgt bis zu einer Million Euro. Die konkrete Höhe der Geld-

buße ist abhängig von der Schwere und der Dauer der Tat. 

Die Geldbuße kann für Kronzeugen erlassen oder ermäßigt werden. Die §§ 81h - 81n des Gesetzes 

gegen Wettbewerbsbeschränkungen (GWB) und die Leitlinien zum Kronzeugenprogramm des Bundes-

kartellamtes legen die Voraussetzungen dafür fest. Dieses Merkblatt schafft einen ersten informatori-

schen Überblick.  

Wenn Kartellbeteiligte im Rahmen des Kronzeugenprogramms dazu beitragen, ein Kartell zwischen 

Wettbewerbern aufzudecken, kann das Bundeskartellamt ihnen die Geldbuße vollständig erlassen o-

der ermäßigen. Hierunter fallen insbesondere Absprachen über die Festsetzung von Preisen und Ab-

satzquoten sowie über die Aufteilung von Märkten und Kunden einschließlich Absprachen bei Aus-

schreibungen. Da Absprachen bei Ausschreibungen ausnahmsweise strafbar sind (§ 298 StGB), führt 

das Bundeskartellamt in Submissionsfällen nur das Verfahren gegen Unternehmen und Unterneh-

mensvereinigungen, während die verantwortlichen Personen von der Staatsanwaltschaft getrennt ver-

folgt werden. 

Voraussetzung für eine Kronzeugenbehandlung ist eine dauerhafte und uneingeschränkte Kooperation 

mit dem Bundeskartellamt. Ein Erlass der Geldbuße ist immer nur für den Ersten, der kooperiert, mög-

lich. Bei einer Kooperation als Zweiter, Dritter usw. kommt eine Ermäßigung der Geldbuße in Betracht. 

Auch dabei gilt: je frühzeitiger eine Kooperation erfolgt, desto wertvoller ist sie in der Regel und desto 

stärker kann sie honoriert werden.  
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Eine Kronzeugenbehandlung ist nur auf Antrag möglich. Ein Antrag, der für ein Unternehmen abgege-

ben wird, wirkt zugunsten aller Gesellschaften, die mit dem Unternehmen zum Zeitpunkt der Antrag-

stellung eine wirtschaftliche Einheit bilden, sowie zugunsten aller ehemaligen und derzeitigen Lei-

tungspersonen und Mitarbeiter.  

Erlass der Geldbuße 

Derjenige Kartellbeteiligte, der durch ausreichende Informationen und Beweismittel als Erster das 

Bundeskartellamt in die Lage versetzt, einen Durchsuchungsbeschluss zu erwirken, erhält den vollstän-

digen Erlass seiner Geldbuße.  

Ist das Bundeskartellamt bereits in der Lage, einen Durchsuchungsbeschluss zu erwirken, kommt ein 

vollständiger Bußgelderlass nur ausnahmsweise in Betracht. Dazu muss der Kartellbeteiligte als Erster 

Beweismittel vorlegen, die erstmals den vollständigen Nachweis der Tat ermöglichen. 

Ein Erlass der Geldbuße ist insbesondere ausgeschlossen, wenn der Kartellbeteiligte Schritte unter-

nommen hat, um andere Kartellbeteiligte zur Beteiligung am oder zum Verbleib im Kartell zu zwingen. 

Ermäßigung der Geldbuße 

Auch wer zu einem Zeitpunkt kooperiert, zu dem das Bundeskartellamt bereits über hinreichende Be-

weismittel für einen Durchsuchungsbeschluss verfügt, kann noch eine erhebliche Ermäßigung der 

Geldbuße erhalten. Der Umfang der Ermäßigung richtet sich insbesondere nach dem Nutzen der Infor-

mationen und Beweismittel sowie nach dem Zeitpunkt der Antragstellung. Kartellbeteiligte können so 

eine Ermäßigung von bis zu 50 Prozent der Geldbuße erlangen. 

Marker  

Weil es für den Erlass und den Umfang der Ermäßigung auch auf den Zeitpunkt der eingereichten An-

träge nach Datum und Uhrzeit ankommt, kann sich der Kartellbeteiligte vorab einen Rangplatz für sei-

nen Antrag auf Kronzeugenbehandlung durch einen sogenannten Marker für eine gewisse Zeit sichern: 

Dazu muss er die Bereitschaft zur Zusammenarbeit erklären und in Kurzform bestimmte Angaben ma-

chen (Namen und Anschrift, die Namen der Kartellbeteiligten, die betroffenen Produkte und Gebiete, 

die Dauer und die Art der Tat, die eigene Beteiligung sowie Informationen über Anträge bei anderen 

Kartellbehörden). Voraussetzung für die Rangwahrung ist, dass der Antragsteller anschließend seinen 

ausgearbeiteten Antrag mit entsprechenden Beweismitteln fristgerecht einreicht. 

Ansprechpartner 

Für eine Kontaktaufnahme und eine Entgegennahme von Anträgen auf Kronzeugenbehandlung (ein-

schließlich Markern) stehen die Sonderkommission Kartellbekämpfung (Telefon: 0228-9499-386) und 



 

3 
 

die für die Verfolgung von Kartellordnungswidrigkeiten zuständigen Beschlussabteilungen (derzeit Ab-

teilungen B10, B11 und B12) zur Verfügung. Während einer Durchsuchung können die Mitarbeiter des 

Bundeskartellamtes vor Ort ebenfalls Anträge auf Kronzeugenbehandlung (einschließlich Markern) 

entgegennehmen. 

 

Bonn, den 23. August 2021 


